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Landtagswahlen am 13. März 2016 –  
Teilnahme ist Pflicht
Liebe Leserinnen und Leser,

wir stehen unmittelbar vor den 
Landtagswahlen. Das Wahlge-
töse ist unüberhörbar, die Stra-
ßenränder sind mit Plakaten ge-
spickt. Podiumsdiskussionen, 
TV-Duell; medial ist der Wahl-
kampf in die Wohnzimmer der 
Bürger durchgedrungen. Zumin-
dest, wenn man das entspre-
chende Programm einschaltet. 

Leider ist es aber so, dass viele 
Bürgerinnen und Bürger ein an-
deres Programm gewählt ha-
ben. Die Politikverdrossenheit 
in Deutschland nimmt einen so 
großen Anteil ein, dass dadurch 
unsere Demokratie Schaden 
nimmt. Wahlbeteiligungen von 
knapp über 40 Prozent wie bei 
der OB-Wahl in Köln sind ein Be-
leg für diese Entwicklung. Wäh-
rend die Gruppe der Nichtwäh-
ler steigt, sinkt die Zahl der 
Wähler. Damit nimmt die Legiti-
mation der politischen Mandats-
träger ab, denn immer weniger 
Menschen bestimmen darüber, 
wer beispielsweise unser Land 
regiert. Gepaart mit einer zu-
nehmenden Gruppe an Protest-
wählern, die scheinbar ohne 
„Hirn“ populistischen Gruppie-
rungen ihre Stimme geben und 
dabei aus der Geschichte 
Deutschlands keine Lehren 
 gezogen haben, ist dies eine 
hochexplosive Mischung. 

In den vergangenen Jahren konn-
ten wir sozusagen live miterle-
ben, wenn eine Atomkatastro-
phe und ein gefühltes Missfal- 
len politischer Spitzenkandida-
ten die Politik eines Landes be-
stimmen. Und nach fünf Jahren 
könnte es uns ähnlich ergehen. 
Heuer ist es eine Flüchtlingska-
tastrophe, die vielen Bürgerin-
nen und Bürgern Angst macht. 
Verbunden mit medial empfun-
dener Sympathie und gesunke-
ner Bereitschaft, sich mit Inhal-
ten auseinander zu setzen.

Wenn in unserer Satzung steht, 
dass wir parteipolitisch neutral 
und unabhängig sind, dann heißt 
das nicht, dass wir keine politi-
sche Meinung haben oder gar 
das, was politisch passiert, un-
reflektiert lassen dürfen. Ganz 
im Gegenteil. Seit jeher sind  
wir aufgefordert, den politisch 
Verantwortlichen über die 
Schulter zu schauen. Forderun-
gen für unsere Mitglieder zu 
stellen, damit deren Lebensbe-
dingungen und die Arbeitsbe-
dingungen verbessert werden, 
gehören zum Kerngeschäft. Den 
Finger in die Wunde legen, mit 
Zahlen – Daten – Fakten die Po-
litik zu begleiten, zu beraten 
(wenn man es zulässt), sich Ge-
hör zu verschaffen (auch wenn 
man nicht gehört werden will), 
das ist ein Teil unserer gewerk-
schaftspolitischen Arbeit. In 
den vergangenen Ausgaben des 
Polizeispiegels kann man dies 
eindrucksvoll nachvollziehen. 

Ich will dabei auch an dieser Stel-
le keinen Hehl daraus machen, 
dass wir in den vergangenen 
fünf Jahren wenig Freude mit 
dieser Landesregierung hatten. 
Vielleicht war die Auseinander-
setzung mit den Regierungspar-
teien auf einem Höhepunkt an-
gelangt. Noch nie, so mein 
persönlicher Eindruck, wurden 

aber auch so gegen die Beschäf-
tigten der Polizei strukturelle 
Veränderungen vorgenommen, 
die nicht nur im dienstlichen 
Bereich, sondern weit in unser 
Privatleben Auswirkungen ent-
falteten. Noch nie waren die Ein-
griffe in unsere sozialen Belan-
ge so hart wie in den vergange- 
nen Jahren. Alleine die Absen-
kung der Beihilfe auf 50 Pro-
zent – auch für Kinder –, die 
Absenkung der Eingangsbesol-
dung und weitere über alle Ma-
ßen vollzogenen finanziellen 
Einschnitte haben teilweise tie-
fe Kerben hinterlassen. Daran 
ändert es auch nichts, wenn 
man auf der persönlichen Ebe-
ne ganz gut miteinander umge-
hen konnte. Aber auch dies be-
schränkt sich auf wenige 
politische Akteure. 

Wir leiden als Polizei unter ei-
nem unglaublichen politischen 
Misstrauen und Gesetzen, die 
weder einer will noch braucht. 
Wir leiden unter Beteiligungs-
defiziten im Gesetzgebungsver-
fahren. Wir leiden unter einer 
dogmatischen Politik, die nicht 
in der Lage ist, sich selbst zu re-
flektieren und lageangepasst zu 
reagieren. Wir leiden unter ei-
ner Politik, die höchstens in 
Etappen regiert. Wir leiden un-
ter einer Politik, die nur unter 
dem medialen Einfluss steigen-
der Phänomene handelt. Wir 
leiden unter einer Politik, die 
nicht mehr darauf hört, was die 
Basis dazu sagen möchte und 
kann. Wir leiden unter einer Po-
litik, die mehr denn je sich zu 
einer „Basta“-Politik entwickelt 
hat. Wir leiden unter einer Poli-
tik, die sich immer mehr von 
den Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst und den Polizei-
beschäftigten entfernt hat. Wir 
leiden unter einer Politik, die 
sich in den letzten Jahren mehr 
denn je von dem Anspruch und 

dem Auftrag der öffentlichen 
Daseinsvorsorge entfernte, und 
dazu gehört auch, Innere Si-
cherheit für die Bürgerinnen 
und Bürger zu gewährleisten. 
Das Sicherheitsgefühl war noch 
nie so schlecht wie heute. Noch 
nie habe ich eine so schlechte 
Stimmung an der polizeilichen 
Basis empfunden. Die Gründe 
dafür sind vielfältig, vielleicht 
auch nicht immer politisch be-
gründet. Aber sie sind in vielen 
Fällen auch politisch veranlasst.

Die Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst haben am 13. März 
2016 die Gelegenheit, ihren Ar-
beitgeber, ihren Chef selbst zu 
wählen. Sie werden das Erlebte 
der vergangenen fünf Jahre auf 
die Waage legen. Sie werden 
Versprechungen auf die Waage 
legen und schauen, was dabei 
herausgekommen ist. Sie wer-
den vielleicht ihre finanzielle 
Situation betrachten. Sie wer-
den vielleicht ihre Gesundheits-
vorsorge betrachten. Sie wer-
den schauen, welche 
Perspektiven sie im Alter ha-
ben. Und sie werden sich hof-
fentlich informieren, weniger 
auf Plakate und schöne Worte 
achten. Und Sie werden hof-
fentlich am 13. März 2016 an 
der Wahlurne oder zuvor in der 
Briefwahl Ihre Stimme abge-
ben. 

Darum will ich Sie alle von Her-
zen bitten: Wählen ist eine 
Pflichtaufgabe – auch wenn die 
Teilnahme freiwillig ist. Sie und 
wir alle müssen die nächsten 
fünf Jahre mit diesem Ergebnis 
leben (können). 
 Ihr/Euer Ralf Kusterer

 < Ralf Kusterer
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Im Gespräch

DPolG mit dem Spitzenkandidaten und Fraktions-
vorsitzenden der FDP, Dr. Hans-Ulrich Rülke, und 
dem FDP-Landesvorsitzenden Michael Theurer
+++ FDP stimmt in vielen Punkten mit der Deutschen Polizeigewerkschaft überein +++ Klare Zusagen 
zur Basisbeteiligung in der Polizeireform +++ Positive Signale für einen deutlichen Ausbau der Bil-
dungseinrichtungen und Stärkung des Hochschulstandortes VS +++ Mindestens 1 000 Stellen mehr 
+++ Nein zur Kennzeichnungspflicht +++ Nein zum Polizeibeauftragten +++

Zu einem Antrittsgespräch sind 
Vertreter der FDP Baden-Würt-
temberg und der neu gewählten 
Landesleitung der DPolG Baden-
Württemberg zusammenge-
kommen. Unser Landesvorsit-
zender Ralf Kusterer empfing 
auf der DPolG-Landesgeschäfts-
stelle in Stuttgart den Vorsitzen-
den der FDP Baden-Württem-
berg und Mitglied im Bundesprä- 
sidium der FDP, Michael Theu-
rer (MdEP), sowie den FDP-Spit-
zenkandidaten bei der bevor-
stehenden Landtagswahl und 
Fraktionsvorsitzenden der FDP/
DVP im Landtag von Baden-
Württemberg, Dr. Hans-Ulrich 
Rülke (MdL). Mit dabei waren 
auch Dr. jur. Christian Lange, 
Parlamentarischer Berater der 
FDP/DVP-Fraktion im Landtag 
von Baden-Württemberg, so-
wie die persönlichen Assisten-
ten der beiden Parlamentarier. 
Vonseiten der DPolG nahmen 
Jürgen Engel, stellvertretender 
Landesvorsitzender, und Sven 
Heinz, Mitglied der Landeslei-
tung, an dem Gespräch teil.

In einer angenehmen Gesprächs-
atmosphäre wurden vonseiten 
der DPolG-Vertreter auch kriti-
sche Punkte nicht ausgespart. 
Ralf Kusterer kam auf mannig-
fache Themen zu sprechen und 
nahm kein Blatt vor den Mund, 
den Besuchern die derzeit dring-
lichsten Spannungsfelder bei 
den über 30 000 Bediensteten 
der Polizei des Landes anschau-
lich aufzuzeigen. Einigkeit be-
stand darüber, dass die Aufrecht-
erhaltung von Rechtstaatlichkeit 
und Ordnung eine der obersten 
Aufgaben beider Gesprächs-
partner sei und dass beim viel 
zitierten Thema Innere Sicher-
heit die beiden Aufgabenfelder 
Freiheit und Sicherheit eng mit-
einander verbunden sind. Mit 
ihrer Haltung, die Auswirkun-
gen der Polizeireform unter Ein-
bindung der Basis und der Inte-
ressenverbände genauestens 
zu betrachten und wo nötig, 
nachjustieren zu wollen, sei die 
FDP auf einem gutem Weg, so 
Kusterer. Auch über dringend 
benötigte Nachbesserungen 

beim Personal und der Schutz-
ausstattung bestand Einver-
nehmen. Die liberalen Gäste 
bekräftigten, die abgesenkte 
Eingangsbesoldung der grün-
roten Landesregierung wieder 
zurückzunehmen. Konsens be-
stand auch über einen dringend 
gebotenen Ausbau und eine 
Modernisierung der polizeili-
chen Bildungseinrichtungen. 
Beides werde, so Kusterer, un-
mittelbare Auswirkungen auf 
die Bewerberlage haben. Wie 

der gesamte öffentliche Dienst 
stehe auch die Polizei im Wett-
streit mit der freien Wirtschaft 
um die klügsten und besten 
Nachwuchskräfte. „Denen 
müssen wir etwas bieten“, so 
Kusterer. „Dabei brauchen wir 
einen starken Hochschulstand-
ort, der den heutigen Anforde-
rungen auch gerecht wird, mit 
modernen Lehrsälen und einer 
zeitgemäßen Unterbringung. 
Der Campus bietet dazu die 
notwendigen Möglichkeiten.“ 

 < Landesleitungsmitglied Sven Heinz im Gespräch mit dem FDP-Bundes-
vorsitzenden Christian Lindner (MdL). Heinz dankte Lindner für seine 
 bekennende Aussage im Januar 2016, wonach auch er eine Videoüber-
wachung an Brennpunkten wie dem Kölner Hauptbahnhof für notwen-
dig erachte. 

FD
P

 < DPolG-Leitungsmitglied Sven Heinz, FDP-Landesvorsitzender Michael Theurer, DPolG-Chef Ralf Kusterer, FDP-Spitzenkandidat Dr. Hans-Ulrich Rülke, 
 stellvertretender Landesvorsitzender Jürgen Engel (von links)
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 < Ralf Kusterer, MdL Thomas Blenke (von links)
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 < Gerhard Regele, Ralf Kusterer, Guido Wolf, Thomas Blenke (von links)
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Im Gespräch

Die DPolG mit dem Spitzenkandidaten und  
Fraktionsvorsitzenden der CDU, Guido Wolf, 
und CDU-Sprecher Thomas Blenke
+++ CDU präsentiert sich als Partei der Inneren Sicherheit +++ Klare Ansagen zur Überprüfung der Poli-
zeireform und Behebung von Defiziten +++ Positive Signale für die Bildungseinrichtungen +++ Polizei 
personell und materiell stärken +++ 1 500 Stellen mehr +++ Nein zur Kennzeichnungspflicht und zum 
Polizeibeauftragten +++ Gewalt gegen Polizeibeamte stoppen +++ 

Zu einem Gespräch über die 
aktuelle Situation und welche 
Schritte für eine deutliche Ver-
besserung der Inneren Sicher-
heit zu ergreifen sind, haben 
sich der DPolG-Landesvorsit-
zende Ralf Kusterer, der CDU-
Spitzenkandidat und Fraktions-
vorsitzende Guido Wolf, der 
innenpolitische Sprecher Tho-
mas Blenke und der Vorsitzen-
de des Arbeitskreises Polizei 
der CDU, Gerhard Regele, in 
Stuttgart getroffen. 

Zuhören und den Sachverstand 
der DPolG mit in den politi-
schen Meinungsbildungspro-
zess aufnehmen, um zu tat-
sächlichen Verbesserungen zu 
kommen. Das ist das Anliegen 
des CDU-Spitzenkandidaten 
Guido Wolf. Mit gewohnt kla-
ren Worten zeichnete Wolf 
entschlossen seine Positionen 
auf. „Die grün-rote Polizeire-
form hat gewachsene Struktu-
ren zerschlagen und die Polizei 
von den Bürgerinnen und Bür-
gern vor Ort entfernt“, so 

 Guido Wolf. Mit Blick auf die 
Sicherheitslage in Deutschland 
und in Baden-Württemberg 
nannte Guido Wolf die Schwer-
punkte aus dem Wahlpro-
gramm: 1 500 neue Stellen für 
die Polizei sowie eine bessere 
technische Ausstattung und 
Besoldung für die Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamten 
im Land. Dabei legt er beson-
deren Wert auf die Situation 
der Tarifbeschäftigten und 
Verwaltungsbeamten in der 
Polizei. Unterstützt vom innen-
politischen Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion, Thomas 
Blenke, der freimütig bekennt: 
„Wir vertrauen unseren Polizei-
beschäftigten. Ich habe höchs-
ten Respekt vor der Leistung 
des Polizeiteams. Ob Verwal-
tungsbeamte, Polizeibeamte 
oder Tarifbeschäftigte. Beim 
,Danke‘ allein darf und wird es 
mit einer CDU-geführten Re-
gierung nicht bleiben.“

Einig waren sich die Vertreter 
der CDU mit dem DPolG-Lan-

desvorsitzenden Ralf Kusterer, 
dass man den Bürgerinnen und 
Bürgern reinen Wein einschen-
ken sollte, wie es aktuell um 
die Sicherheit der Bürgerinnen 
und Bürger steht. Gemeinsames 
Ziel muss sein, in einer Zeit 
wachsender Gefahren weiter-
hin die Sicherheit der Bürgerin-
nen und Bürger in Baden-Würt-
temberg zu gewähren. Die Bür- 
gerinnen und Bürger Baden-
Württembergs fühlen sich so 
unsicher wie noch nie, das muss 
sich ändern. „Nicht nur gefühlt, 
sondern ganz real“, so  kom-

mentierte der Abgeordnete 
Blenke seine Situationsbe-
schreibung. Dabei kritisierte er 
Veröffentlichungen des Innen-
ministers, die erst auf den zwei-
ten Blick zeigten, dass mancher 
Statistikwert mehrere Jahre 
nach der Landtagswahl liegt. 
Blenke wörtlich: „Das ist so wie 
mit den zwei Polizeibeamten 
mehr pro Revier. Gesehen hat 
die noch keiner. Weder der Bür-
ger noch die Polizeikollegen, 
die dringend auf Unterstüt-
zung warten. Und das nicht 
nur auf dem Papier.“  
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Versprochen ist versprochen 
Ein Wahlprogramm ist eine Zusammenfassung, in 
welcher kurz- und mittelfristig angestrebte Inhal-
te und Ziele einer politischen Partei formuliert 
sind. Absichtserklärungen dieser Art werden basis-
demokratisch gefasst und sollen für eine kommen-
de Legislaturperiode gelten. Ein Wahlprogramm 
wird wenige Monate vor einer Wahl beschlossen 
und als Richtschnur für den bevorstehenden 
Wahlkampf genutzt. Die oft außenwirksam und 
medial inszenierten Inhalte dienen den politi-
schen Parteien als Werbung und nicht zuletzt als 
Mittel zur Profilierung, um sich von anderen poli-
tischen Parteien abzuheben. So weit, so gut. 

Schafft es eine Partei mit aus-
reichend Stimmen an die allei-
nige Regierung, steht der Um-
setzung der im Wahlprogramm 
fixierten Ziele nichts mehr im 
Weg. Theoretisch zumindest. 
Voraussetzung ist, dass in den 
beschließenden Gremien aus-
reichend Mehrheiten für eine 
zu treffende Entscheidung vor-
handen sind. Kommt eine Par-
tei nach einer Wahl nicht allein 
an die Regierung, muss sie in 
Koalitionsverhandlungen mit 
anderen Parteien treten. Bei 
der Verfolgung der im Wahl-
programm formulierten Ziele 
müssen die Koalitionspartner 
höchstwahrscheinlich Abstri-
che machen und Kompromisse 
eingehen. Soweit zwei völlig 
gegensätzliche Meinungen zu 
einem bestimmten Thema auf-
einandertreffen, kann ein Kom-

promiss in dieser Sache gar un-
möglich werden. 

Nach den Koalitionsverhand-
lungen zeigt sich, welche der in 
den schillernd bunten Wahl-
programmen enthaltenen Ziele 
es tatsächlich in den Koaliti-
onsvertrag geschafft haben 
und welche Partei sich durch-
setzen konnte. Spannend blei-
ben Fragen, ob die zustande 
gekommene Regierung in der 
darauffolgenden Legislatur-
periode auch tatsächlich versu-
chen wird, ihre im Koalitions-
vertrag verbrieften Pläne 
umzusetzen. Bleiben die an der 
Regierung beteiligten Partner 
bei einzelnen Themen noch so 
ehrgeizig wie vor der Wahl an-
gekündigt oder verfallen sie 
aus gegenseitiger Rücksicht-
nahme in Symbolpolitik? 

„Versprochen ist versprochen 
und wird auch nicht gebrochen“, 
sagt schon der Volksmund. 
Manche im Wahlkampf postu-
lierten Absichten geraten im 
Laufe einer politischen Ära in 
Vergessenheit. Weil sie etwa 
von aktuellen Krisen überschat-
tet oder von anderen Themen 
mit breiterem öffentlichen In-
teresse beiseitegedrängt wer-
den. Die Frage nach der Glaub-
würdigkeit der Politik taucht in 
der Berichterstattung und in 
politischen Gesprächen des-
halb immer wieder auf. Insbe-
sondere die Einhaltung von 
Wahlversprechen wird oftmals 
infrage gestellt. 

Wir haben vor den baden-
württembergischen Landtags-
wahlen am 13. März 2016 in 
die Wahlprogramme der im 
Landtag Baden-Württemberg 
vertretenen Parteien geschaut 
und konkrete Vorhaben und 
Versprechen hinsichtlich des 
öffentlichen Dienstes, der Poli-
zei und zum Themenkomplex 
Innere Sicherheit für unsere 
Mitglieder aufbereitet.

Selbst wenige Tage vor den ba-
den-württembergischen Land-
tagswahlen am 13. März 2016 
kann niemand genau und um-
fassend vorhersagen, ob die 
Parteien ihre im Wahlkampf an-
gepriesenen Versprechen ein-
halten. Jeder POLIZEISPIEGEL-
Leser ist aber aufgefordert, zur 
Wahl zu gehen und zu entschei-

den, welcher Partei er am 
ehesten zutraut, die Innere 
 Sicherheit im „Ländle“ zu ge-
währleisten und die berechtig-
ten sozialen und berufspoliti-
schen Interessen unserer 
Kolleginnen und Kollegen zu 
vertreten.

Ein paar Versprechen unserer-
seits gibt es, die auch über die 
anstehende Landtagswahl Be-
stand haben: Die DPolG-Man-
datsträger lassen nicht locker! 
Gemeinsam mit den Interes-
senvertretern des baden-würt-
tembergischen Beamtenbund 
Tarifunion (BBW) lassen wir es 
nicht zu, dass die Interessen 
der Bediensteten der Polizei, 
der Berufsfeuerwehren und 
des öffentlichen Dienstes ins-
gesamt im Laufe der kommen-
den Legislaturperiode in 
 Vergessenheit geraten. Wir er-
innern die innenpolitischen 
Sprecher der Parteien und 
Fraktionen daran, wenn ange-
kündigte wichtige berufs- und 
innenpolitische Themen nicht 
auf die politische Agenda ge-
nommen oder nicht angemes-
sen als Nischenthema behan-
delt werden sollen. Und am 
Ende der Legislaturperiode 
2016–2021 ziehen wir erneut 
Bilanz – versprochen ist (bei 
uns) versprochen!

Sven Heinz, 
Mitglied der Landesleitung

„Gemein-
sam.  
Zukunft. 
Schaffen.“

> bessere Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie im öffentlichen Dienst

> für eine leistungsfähige und moderne 
Verwaltung

> das Land als attraktiver Arbeitgeber zur 
Gewinnung bester Nachwuchskräfte

> faire Partnerschaft mit Beamten und 
Angestellten

> Erhalt von Tarifautonomie und Berufs-
beamtentum

> Wertschätzung und Anerkennung für 
Leistung des öffentlichen Dienstes

> valide Vereinbarung mit den Gewerk-
schaftsverbänden für die gesamte Legis-
laturperiode

> Rücknahme der Absenkung der Ein-
gangsbesoldung

> Prüfung, ob Sonderregelungen der Bei-
hilfe beseitigt werden können

> Anpassung von Vergütung, Besoldung 
und Versorgung an wirtschaftlicher Ent-
wicklung

> inhaltliche und zeitgleiche Übernahme 
von Tarifabschlüssen

> Verzicht auf sachgrundlos befristete 
Beschäftigungsverhältnisse

> Sicherheit der Bürger und der Schutz vor 
Straftaten sind Kernaufgaben landespo-
litischer Verantwortung

> Baden-Württemberg soll wieder sichers-
tes Bundesland werden

> Bekenntnis zu Bediensteten der Polizei, 
Richtern, Staatsanwälten und Mitarbei-
tern des Verfassungsschutzes

> Einbruchskriminalität erfolgreich be-
kämpfen und Präventionsarbeit stärken

> Einsatz modernster Techniken wie auto-
matisches Kennzeichenlesesystem an 
Autobahnen, der Vorratsdatenspeiche-
rung und Ausstattung der Polizei mit 
moderner IT-Prognosesoftware

> offensichtliche Mängel der Polizeireform 
schnellstmöglich beheben

> Durchführung einer Mitarbeiterbefra-
gung bei der Polizei

> Anzahl und Zuschnitt der überdimensio-
nierten Polizeipräsidien überprüfen mit 
Ziel einer maßvollen Erhöhung der Präsi-
dien

> Ausbildungsstandorte für Nordbaden 
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und Nordwürttemberg wieder einrich-
ten

> die Polizei um 1 500 zusätzliche Stellen 
verstärken

> mehr Polizei in der Fläche
> die Besoldungsstrukturen weiter verbes-

sern
> für zusätzliche Aufstiegsmöglichkeiten 

sorgen
> die technische Ausstattung auf dem 

neuesten Stand halten

> Leerstellen als Ersatz für Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamte in Elternzeit 
schaffen 

> Beibehalten und Aufstockung des Frei-
willigen Polizeidienstes

> gesetzliche Grundlage schaffen, um 
gegen alkoholbedingte Straftaten und 
Ordnungsstörungen im öffentlichen 
Raum vorzugehen

> Jugendkriminalität reduzieren und 
 Gewalt gegen Polizei ächten

> pro eigener Straftatbestand für Gewalt 
gegen Polizeibeamte sowie Angehörige 
von Feuerwehr und Rettungsdiensten

> Gegen Einführung einer Kennzeich-
nungspflicht 

> Einsatz von Bodycams für besseren 
Schutz unserer Polizeibeamten

> Terrorismus wirksam begegnen
> Verfassungsschutz operativ und perso-

nell besser ausstatten

> am Einsatz von Vertrauenspersonen 
festhalten

> konsequente Verfolgung verfassungsfeind-
licher, extremistischer Gruppierungen

> Erhalt und Stärkung der vier Regierungs-
bezirke und der vier Regierungspräsidien

> Stärkung des Justizvollzugs
> Schaffung zusätzlicher Stellen für mehr 

Polizeipräsenz in den Erstaufnahmeein-
richtungen und für die Durchführung 
von Abschiebungen

„Der nächs-
te Schritt für 
unser Land.“ 

> auch in Zukunft qualifizierte Mitarbeiter 
für die öffentliche Verwaltung sichern

> Frauen für eine Ausweitung ihrer Berufs-
tätigkeit und 

> ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer für ein längeres Verbleiben im 
Beruf gewinnen

> durch leistungsgerechte Ausstattung 
und Bezahlung sowie 

> durch attraktivere Angebote für eine 
bessere Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie

> die von der grün-roten Landesregierung 
verfügte Absenkung der Eingangsbesol-
dung für Nachwuchsbeamte und -rich-
ter rückgängig machen 

> attraktive Einstellungsbedingungen für 
junge Beamte und Richter anbieten

> die 2005 begonnene Verwaltungsreform 
konsequent weiterführen und die Ver-
waltungsorganisation weiter optimieren

> Aufbau behörden- und arbeitsplatzna-
her Kinderbetreuungsangebote

> Entwicklung neuer Formen des mobilen 
Arbeitens und noch flexiblerer Teilzeit-
modelle, die auch die Wahrnehmung 
von Führungsämtern in Teilzeit realis-
tisch machen

> die völlig überzogene Reform des Perso-
nalvertretungsrechts, die in allen Behör-
den des Landes und der Kommunen 
nachhaltig unnötige Kosten verursacht, 
rückgängig machen

> an den hergebrachten Grundsätzen des 
Berufsbeamtentums in allen Bereichen 
hoheitlicher Staatstätigkeit festhalten. 
Dieser Grundsatz schließt einzelne Re-
formen des Beamtenrechts nicht aus

> die technische Ausstattung der Landes-
behörden modernisieren und für zeitge-
mäße und gut ausgestattete Arbeits-
plätze sorgen

> E-Government und E-Justice zu Erfolgs-
modellen entwickeln.

> die Innere Sicherheit – also der Schutz 
der Bürgerinnen und Bürger vor Gefah-
ren und Bedrohungen sowie die Verfol-
gung begangener Straftaten durch die 
Polizei – ist eine Kernaufgabe des Staa-
tes

> die Polizei in der Fläche durch insgesamt 
1 000 neue Stellen vor allem in den 146 
Polizeirevieren verstärken

> die technische Ausstattung der baden-
württembergischen Polizei mindestens 
halten

> die Polizei von polizeifremden Aufgaben 
entlasten

> die von Grün-Rot beschlossene Polizei-
strukturreform zeitnah evaluieren und 

die notwendigen Korrekturen vorneh-
men.

> notwendige Ressourcen zur Bekämp-
fung der zunehmenden Zahl von Woh-
nungseinbrüchen bereitstellen und bes-
sere Kooperationen zur internationalen 
Bekämpfung angehen

> Maßnahmen gegen das ausufernde Aus-
spähen privater Daten und gegen Wirt-
schaftsspionage ergreifen

> Aufnahme einer Regelung ins Polizeige-
setz, die Videoaufnahmen in öffentli-
chen Gebäuden und auf öffentlichen 
Plätzen präzisen Regeln unterwirft. Eine 
Ausweitung der Videoüberwachung im 
öffentlichen Raum lehnen wir aus Da-
tenschutzgründen ab

> polizeirechtliche Alkoholverbote sind in 
der Regel kein geeignetes Mittel zur 
Gefahrenabwehr. Die Regelung der 
Sperrzeiten für Gaststätten obliegt den 
zuständigen kommunalen Entschei-
dungsträgern

„Grün aus Ver-
antwortung.“

> Drogenpolitik: Prävention statt Verbote
> für die Einführung eines bundesweiten 

Cannabis-Kontrollgesetzes
> pro legale Abgabe von Cannabis durch 

öffentlich-rechtliche Stellen unter Be-
rücksichtigung des Jugendschutzes

> Kurzfristige Festsetzung der „geringen 
Menge“ für Cannabis auf zehn Gramm

> für örtliche Präventionsangebote und 
gegen pauschale räumliche und zeitliche 
Alkoholkonsum- und Alkoholverkaufs-
verbote

> Sperrzeiten für die Gastronomie ab-
schaffen

> intelligentes Mobilitätsmanagement bei 
der öffentlichen Verwaltung durch den Ein-
satz von Pedelecs, die Nutzung von Car-
sharing und durch Jobtickets für den ÖPNV

> öffentliche Sitzungen des Parlamentari-
schen Kontrollgremiums für mehr Trans-
parenz bei Vorgängen des Verfassungs-
schutzes

> Verfassungsschutz auf Basis einer um-
fassenden Aufgabenkritik von Grund auf 
neu aufstellen und ausrichten

> Schwerpunkte auf Beobachtung gewalt-
orientierter Gruppen, insbesondere 
Rechtsextremisten und islamistischer 
Terrorismus

> keine nachrichtendienstliche Beobach-
tung nicht-gewaltorientierter Organisa-
tionen und Personen

> weitgehender Verzicht auf das Führen 
von V-Leuten

> Trennungsgebot zwischen Polizei und 
Verfassungsschutz

> Abschiebehaft perspektivisch abschaf-
fen und durch mildere Mittel (zum Bei-
spiel Meldeauflagen) zu ersetzen

> für die interkulturelle Öffnung der Ver-
waltung und der öffentlichen Unterneh-
men

> mit neuem Chancengleichheitsgesetz 
Frauen in der öffentlichen Verwaltung 
und Justiz fördern

> Beschäftigte bei der Vereinbarung von 
Familien- und Pflegearbeit mit dem Be-
ruf unterstützen

> alle Gremien, in die das Land Personal 
entsendet, zu mindestens 40 Prozent 
mit Frauen besetzen

> Entwicklung eines Monitorings für 
Chancengerechtigkeit in der öffentli-
chen Verwaltung

> bei den rund 8 000 landeseigenen Lie-
genschaften, darunter Polizeidirektio-
nen (Anm. DPolG: so übernommen), 
durch Sanierungen Strom- und Heizkos-
ten sowie den CO2-Ausstoß senken

> Evaluation der Polizeireform: Die Orga-
nisationsstrukturen der Polizei müssen 
sich immer wieder an neue Anforderun-
gen anpassen, um zukunftsfähig zu blei-
ben

> Qualitativ hochwertige Ausbildung, eine 
moderne Ausstattung und Ausrüstung 
der Polizei sowie für eine zeitgemäße 
Einsatz- und Kriminaltechnik.

> spezifische Aus- und Weiterbildung zur 
gestärkten Verfolgung von Internetkri-
minalität

> Einführung der zweigeteilten Laufbahn
> Prüfung, wie die Polizei vor vollzugsfrem-

den Aufgaben entlastet werden kann
> das psychosoziale Gesundheitsmanage-

ment bei der Polizei verbessern
> das Polizeigesetz überprüfen, moderni-

sieren und eine dialogorientierte Polizei-
kultur fördern

> Einrichtung eines unabhängigen Bürger-
beauftragten beim Landtag

> zur Stärkung des Dialogs und des Ver-
trauens zwischen der Polizei und den 
Bürgerinnen und Bürgern eine individu-
alisierte und anonymisierte Kennzeich-
nung der Polizei bei Demonstrationen 
und Großlagen einführen

> wir unterstützen die multikulturelle 
Öffnung der Landespolizei und wollen 
mehr Menschen mit Migrationshinter-
grund für den Polizeidienst gewinnen

> Frauen im Polizeiberuf gezielt fördern
> Gleichstellung von lesbischen und 

schwulen Polizistinnen und Polizisten 
und Schutz vor Diskriminierungen am 
Arbeitsplatz

> die Ausbildungskapazitäten der Polizei 
werden sukzessive erhöht. In den nächs-
ten Jahren werden wir eine Einstellungs-
offensive mit insgesamt 2 800 Ausbil-
dungsplätzen umsetzen

> Ausbau von Präventionsprogrammen 
und Sicherheitsberatungen zum Schutz 
vor Wohnungseinbruchsdiebstahl

> bei der Abwehr von terroristischen 
 Bedrohungen muss der Schwerpunkt 
auch künftig auf eine personell wie 
technisch gut ausgestattete Polizei ge-
legt werden

> präventive Ansätze zur Bekämpfung des 
Terrorismus stärken

> die polizeiliche Befugnis zur Videoüber-
wachung auf ausgewiesene Gefahren-
stellen beschränken

> bürgerfreundliches Versammlungsge-
setz für Baden-Württemberg mit Neu-
regelung der Eingriffsmöglichkeiten von 
Polizei und Behörden zum Schutz von 
Persönlichkeitsrechten

> eine Auswertung von Ton-, Bild- und 
Filmaufnahmen darf nur bei begrün-
detem Verdacht auf eine Straftat  
durch Teilnehmer einer Versammlung 
erfolgen

> Fortsetzung der Arbeit des NSU-Unter-
suchungsausschusses. Aus der seitheri-
gen Aufklärungsarbeit Konsequenzen 
für die Sicherheitsbehörden ziehen

> geeignete Maßnahmen zur Modernisie-
rung und Humanisierung des Strafvoll-
zugs

> koordiniertes Zusammenwirken von 
Justiz und Polizei bei Opferschutz und 
Opferhilfe

> Im Bereich des Jugendstrafrechts stehen 
der Erziehungsgedanke und die Präven-
tion im Mittelpunkt
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Am Ende einer Legislaturperiode

Innenminister Reinhold Gall
+++ Wer seine Leistungen nur an der Polizeireform ausmacht, wird ihm nicht gerecht. Ob die anderen 
Submerkmale in der Leistungsbeurteilung das ausgleichen können, muss jeder Polizeibeschäftigte für 
sich selbst beantworten +++

Es gibt kein Thema, das poli-
tisch in der vergangenen Amts-
zeit so strittig diskutiert wur-
de, wie die Entscheidung des 
Innenministers zur Polizeire-
form. Es gibt kein Thema, in 
dem die politische Wahrneh-

mung und Äußerungen aus 
Kreisen der Polizeiführung so 
weit von den Meinungen der 
Beschäftigten der Polizei aus-
einander lagen. Das Thema 
spaltet. Und es sorgte zumin-
dest für gehörige Reibung zwi-

schen Minister und den 
 DPolG-Mandatsträgern. Und 
dabei hilft es nichts, wenn der 
DPolG-Landesvorsitzende 
 immer wieder darauf hinweist, 
dass man die Probleme anpa-
cken müsse und nicht immer 
wieder alleine mit dem Wort 
Polizeireform jede weitere 
 Diskussion fast unmöglich 
 mache. 

Und trotzdem. Zu einem fairen 
Stil gehört es sicher nicht, nur 
dieses eine „Submerkmal“ der 
Leistungsbeurteilung zu betrach-
ten, sondern die gesamte Leis-
tung in den Blick zu nehmen. 
Der Parlamentarier Gall war 
und ist sicherlich ein Innenmi-
nister, der es grundsätzlich gut 
mit seiner Polizei meinte.

Jemand, der überzeugt war 
von seinem Weg. Und leicht 
hatte er es sicher nicht. In die-
se Amtszeit fallen viele polizei-
liche Herausforderungen, die 
zu den jeweiligen Entscheidun-
gen für die Zukunft kaum ab-
sehbar waren. Und so muss 
man bei den einen oder ande-
ren Entscheidungen dann auch 
entschuldigend würdigen, dass 
sie für den Moment dieser Ent-
scheidung angelegt waren. 

Positiv muss man erwähnen, dass 
es dem Innenminister gelungen 
ist, enorme Finanzmittel für die 
Polizei zu generieren, auch wenn 
diese zu großen Teilen in die Re-
form flossen. Leider reichten die 
Finanzmittel nicht aus und die 
Polizeibeschäftigten leisteten 
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„Baden-Würt-
temberg  leben.“

> Wertschätzung der Einsatzbereitschaft 
und des Engagements der Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst

> partnerschaftlicher Dialog mit dem Be-
amtenbund und dem Deutschen Ge-
werkschaftsbund. Im Einvernehmen mit 
den Gewerkschaften eine Vereinbarung 
schließen

> an der Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes als Arbeitgeber arbeiten

> motivierten und engagierten Nach-
wuchskräften interessante Perspektiven 
und Entwicklungsmöglichkeiten bieten

> keine strukturellen Einschnitte bei den 
Versorgungsleistungen

> die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
im öffentlichen Dienst weiter verbes-
sern

> Absenkung der Eingangsbesoldung zu-
rücknehmen

> befristete Arbeitsverhältnisse dürfen im 
Landesdienst nur eine begründete Aus-
nahme sein

> für die Weiterentwicklung des Tarif-
treue- und Mindestlohngesetzes

> Anteil der Beschäftigten mit Migrations-
hintergrund in der Landesverwaltung 
weiter steigern

> Justizvollzugseinrichtungen modernisie-
ren und insbesondere die Therapie- und 
Arbeitseinrichtungen verbessern

> dafür sorgen, dass die hoheitlichen Auf-
gaben von Justiz, Rechtspflege und 
Strafvollzug in öffentlicher Hand bleiben

> kleine Amtsgerichte erhalten
> im Umgang mit jugendlichen Straftä-

tern auf Prävention und gute Sozialar-
beit setzen und die Häuser des Jugend-
rechts weiter ausbauen

> die Haushaltskonsolidierung weiter vor-
antreiben, weiterhin alle Bereiche des 
Landeshaushaltes kritisch überprüfen

> an der Sensibilisierung der Exekutivkräf-
te, wie zum Beispiel der Landespolizei, 
arbeiten, um das Vertrauen der LSBT-
TIQ-Community gegenüber den Exeku-
tivkräften zu stärken

> Stellen für Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartner LSBTTIQ in den betrof-
fenen Institutionen schaffen

> Gewalt gegen Frauen in jeglicher Form 
bekämpfen

> Zusammenarbeit von Justiz, Polizei und 
der Nationalen Anti Doping Agentur 
intensivieren

> Alkoholverkaufsverbote ab 22 Uhr ab-
schaffen 

> gegen Alkoholkonsumverbote auf öf-
fentlichen Plätzen

> Bei der Polizei die zweigeteilte Laufbahn 
bis Ende 2021 vollständig umsetzen

> ab 2018 sollen nur noch Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamte für den gehobe-
nen Dienst ausgebildet werden

> eine Bodycam für Polizistinnen und 
 Polizisten einführen

> eine anonymisierte Kennzeichnungs-
pflicht für Polizistinnen und Polizisten 
bei Demonstrationen oder anderen 
 Großereignissen einführen

> einen Ausbildungsberuf und die Berufs-
bezeichnung der/des Polizeifachange-
stellten einführen

> die Stellenstruktur im polizeilichen 
Nichtvollzug optimieren

> die Modernisierung der technischen 
Ausstattung bei der Polizei fortsetzen

> verstärkte Investition in operative und 
forensische Kriminaltechnik und Imple-
mentierung neuer Technologien unter 
dem Blickwinkel der Verbrechensbe-
kämpfung

> bedarfsorientierte Beschaffung der Ein-
satz-, Kriminal- und Verkehrstechnik 
sowie eine Verstetigung der dafür erfor-
derlichen Finanzmittel

> das Gesundheitsmanagement bei der 
Polizei sowie die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie weiter verbessern

> möglichst viele Migrantinnen und Mig-
ranten für den Polizeidienst gewinnen

> Anzahl der Beschäftigten mit Migrati-
onshintergrund dauerhaft auf hohem 
Niveau verstetigen

> in eine bessere Ausstattung unserer 
Polizistinnen und Polizisten investieren, 
um Terrorismus effektiv zu begegnen

> Offensivkonzept gegen Wohnungsein-
bruch fortsetzen

Quelle: Programme auf Seiten der Parteien oder unter http://www.landtagswahl-bw.de/wahlprogramme.html
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Tagung des Bezirks-
verbandes Tuttlingen
Am 18. Januar 2016 trafen sich 
die Delegierten der Kreisver-
bände Balingen, Freudenstadt, 
Rottweil, Tuttlingen und 
Schwarzwald-Baar-Kreis zur 
konstituierenden Sitzung des 
Bezirksverbandes Tuttlingen 
im Gasthaus Lorettohöhe in 
Villingen.

Auf der Tagesordnung stand in 
erster Linie die Wahl eines Be-
zirksverbandsvorsitzenden so-
wie die Wahl einer Vertretung 
der Tarifbeschäftigten und der 
Frauen.

Zum Bezirksverbandsvorsitzen-
den wurde einstimmig Jürgen 

Vogler gewählt. Nachdem sich 
die Delegierten einig darin wa-
ren, aus jedem Kreisverband ei-
nen Stellvertreter zu wählen, 
wurden jeweils einstimmig zu 
gleichberechtigten Stellvertre-
tern gewählt:

KV Balingen: Sandra Plätke
KV Freudenstadt:  
Werner Scholz
KV Rottweil: David Schwarz
KV Tuttlingen: Dieter Popp
KV Schwarzwald-Baar: 
 Michael Müller

Zur Bezirkstarifvertreterin wur-
de Andrea Hofmann vom KV 
Tuttlingen und zur Bezirksfrau-
envertreterin Michaela Busch-
le, ebenfalls KV Tuttlingen, ge-
wählt. Die Wahlen wurden 
vom Landesvorsitzenden Ralf 
Kusterer durchgeführt, welcher 
im Anschluss daran kurz auf 
ein paar gewerkschaftspoliti-
sche Themen einging und den 
im November vergangenen 
Jahres durchgeführten Dele-
giertentag Revue passieren 
ließ. 

 < Tarif- und Frauenvertreterin mit Vorsitzenden: Ralf Kusterer, Landesvor-
sitzender, Andrea Hofmann, Bezirkstarifvertreterin, Jürgen Vogler, Be-
zirksverbandsvorsitzender, Michaela Buschle, Bezirksfrauenvertreterin 
(von links)
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 < Vorsitzender mit Stellvertretern: Michael Müller, David Schwarz, Jürgen 
Vogler, Werner Scholz, Sandra Plätke, Dieter Popp (von links)

durch Gehaltseinbußen und 
verzögerte Beförderungen 
selbst einen großen Beitrag für 
diese Haushaltsmittel. Auch 
wenn dieser Umstand mehr 
den Fehlleistungen des Finanz-
ministers und des Ministerprä-
sidenten zuzuschreiben war.

Positiv muss man erwähnen, 
dass er die Kennzeichnungs-
pflicht verhindert hatte. Dabei 
ist es vielleicht ein kleiner Wer-
mutstropfen, wenn er dafür den 
Polizeibeauftragten mitunter-
stützte. Umso unverständli-
cher mag es jetzt sein, dass In-
nenminister Gall sich klar zur 
Kennzeichnungspflicht und 
dem im SPD-Programm enthal-
tenen Ziel bekennt. Auch wenn 
es vielleicht der Befriedung des 
SPD-Wählerklientel dienen soll 
und den Spagat zwischen Par-
tei und Fraktion belegt.

Positiv muss man erwähnen, 
dass der Minister stets eine of-

fene Tür für die DPolG und auch 
die von der DPolG geführten 
Personalratsgremien hatte. 

Positiv muss man erwähnen, 
dass er am Ende seiner Legisla-
turperiode selbst erkannt hat, 
dass die Polizei mehr Personal 
braucht. Und vielleicht würde 
er dies auch deutlicher sagen, 
wären da nicht die Erkenntnis-
se um fehlende Ausbildungska-
pazitäten und die Sorge, wie 
man denn das überhaupt 
schaffen soll. 

Innenminister Gall hat zumin-
dest auch einen Fehler aus der 
Anfangszeit erkannt, als er un-
ter anderem Ausbildungsstel-
len im Haushalt strich und die 
unter der Vorgängerregierung 
begonnenen erhöhten Einstel-
lungszahlen nicht fortführte.

Positiv muss man erwähnen, 
dass er zumindest bei den Ta-
rifbeschäftigten die Beschlüsse 

der Vorgängerregierung für 
Verbesserungen umgesetzt 
hat. Leider hat sich für die 
 Tarifbeschäftigten weder bei 
der hohen Anzahl der Befris-
tungen noch bei der finanziel-
len Situation der Beschäftigten 
viel getan.

Positiv muss man erwähnen, 
dass er zumindest Versuche 
unternommen hatte, die Be-
förderungssituation zu verbes-
sern. Und hätte er bereits zu 
Beginn der Amtszeit auf die 
DPolG gehört und nicht Hun-
derte von PHM- und PHM+Z-
Stellen gestrichen, hätte es 
später nicht weiterer Aus-
gleichsmaßnahmen bedurft, 
die leider einige PHM-Kollegen 
nicht mehr erreichten. 

Positiv muss man erwähnen, 
dass er sich zumindest be-
müht hat, die Laufbahnantei-
le zu verbessern. Auch wenn 
es beim „untauglichen Ver-

such“ blieb und die Polizei 
sich längst in einer Entwick-
lung befindet, die den Anteil 
im mittleren Dienst enorm 
ansteigen lässt und man weit 
entfernt ist von einer zweige-
teilten Laufbahn.

Wenn man mal die Polizeire-
form weglassen würde sowie 
die Absenkung der Eingangsbe-
soldung und die verzögerten 
Gehaltsanpassungen und die 
Einschnitte im Gesundheitswe-
sen und …, wäre Gall eigentlich 
der geeignete Innenminister 
gewesen.

Ob das hier beispielhaft ge-
nannte ausreicht, um bei der 
polizeilichen Beurteilung das 
schlechte Ergebnis im Sub-
merkmal „Polizeireform“ aus-
zugleichen, werden die Be-
schäftigten der Polizei 
beurteilen und vermutlich 
 danach auch ihr Kreuzchen  
am Wahltag machen. 
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DPolG-Wonneproppen:  
Web-Sieger des Jahres 2015 
Aus allen Wonneproppen-Monatssiegern des letzten Jahres haben  unsere Leserinnen  
und Leser den „Wonneproppen des Jahres 2015“ gewählt. 
Die Zwillinge Hugo und Franz  Riecher haben die meisten Klicks  erhalten und sind  
Web-Sieger des Jahres 2015. 
Herzlichen Glückwunsch an die Web-Sieger-Babys Hugo und Franz und an die Eltern,  
welche von der DPolG ein Präsent gewonnen haben.                                                                 

Hugo und Franz Riecher +++ 1/5/2015 +++ 2 100g und 1 980g

2015
Jahressieger

2015

Jahressieger
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